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Verkündet It. Protokoll 
era 20, Kürz 1958 
Sattler, ap. Justizassistent 
als Urkundobeamter der Ge­
schäftsstelle

%
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I m  H a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

des Freistaates B a y e r n  , vertreten durch die Fi 
nanzraittelsteile München des Landes Bayern»

Beklagten» Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägers»

- Prozeßbevollmächtigtcr: Rechtsanwalt

tscherin Rita
gegen

Klägerin, Berufungsklägerin und 
Revisionsbeklagte»

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd*
liehe Verhandlung vom 20. März 1958 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Prof. Br. Geiger sowie* der Bundesrichter 
Br« Pagendarm, Br. Weber, Br. Wolany und Br. Hußla

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 1« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Mün­
chen vom 7 o. August 1956 aufgehoben.

Bic Sache wird, zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung - auch über die Kosten der Revision 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Die Klägerin wurde am 1?» März 1950 vom Gemeindewoh­
nungsamt G f l B H I H l I H B M H B V  *n 6in Zimmer der Wohnung 
der Zeugin K | H H P  eingewiesen. Die Wohnung bestand aus Kü­
che und zwei Zimmern ("Husikzimmer" und "Balkonzimmer") • Die 
Klägerin behauptet, das Balkonzimmer gemietet zu haben. Die­
ses sei jedoch auch Öfters an Tagesgäste vermietet worden; 
dann habe sie in der Küche oder in dem Husilczimmer geschla­
fen.

Etwa seit dem 8. Mai 1950 war die Klägerin von
abwesend. Das Wohnungsamt erfaßte durch 

Verfügung vom 10« Mai 1950 das Balkonzimmer, wies es am 
15c Hai 1950 dem Hauseigentümer R f l M P  au> dem es auch als­
bald den Besitz verschaffte, und erließ am 25« Mai 1950 eine 
MietVerfügung zu seinen Gunsten. Die Regierung von Oberbayern 
wies am 19» Juni 1950 die gegen diese Maßnahmen gerichtete 
Beschwerde der Wohnungsinhaberin zurück. Auch das Verwaltungs­
gericht, nahm in seinem Urteil vom 25» September 1950 an, daß 
das zugunsten von erfaßte Zimmer frei gewesen sei. Der
Verwaltungsgerichtshof ist dagegen in seinem Urteil vom 5« No­
vember 1952 zu dem Ergebnis gekommen, daß die Klägerin das 
Musikzimmer gemietet habe, und hob die Erf as sungs Verfügung vom 
10. Mai 1950 auf, weil die Wohnung bereits voll belegt gewesen 
sei.

Die Klägerin kam am 15« September 1950 nach
zurück. Sie behauptet, daß sie infolge der Be­

nutzung de 8 Balkonzimmers durch R d f c  ia der Wohnung der 
Zeugin K ^ m § k e i n e  Unterkunft mehr gefunden habe und da­
durch gezwungen worden sei, anderen Ortes erhöhte Aufwendun­
gen für Wohnung und Verpflegung zu machen; auch UmzugBkosten
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seien ihr entstanden« Sie macht hierfür den Beklagten verant­
wortlich,, weil die Beamten des Wohnungsamtes und der Regierung 
gesetzwidrig vorgegangen seien und ihr dadurch den geltend ge­
machten Schaden (229*25 DM Mehraufwand an Miete, 1 165 DK Mehr­
aufwand an Lebenshaltung, 30 EM Umzugskosten) zugefügt hätten«

Die Klägerin hat zuletzt beantragt, den Beklagten zur 
Zahlung von 1 200 DM nebst 4 f» Zinsen seit dem 24« April 1953 
zu verurteilen*

Der Beklagte hat um Klageabweisung gebeten* Br stellt 4) 
in Abrede, daß er für die Beamten des Gemeindewohnungsamtes 
zu haften habe, und bestreitet ein schuldhaftes Vorgehen 
sämtlicher mit der Sache befaßten Beamten* Br behauptet, die 
Klägerin habe ein Zimmer bei der Zeugin ^ B I | H H K i ^ e7^auP^ 
nicht gemietet; das am 10« Mai 1950 erfaßte Zimmer sei des­
halb frei gewesen. Die zur Entscheidung über die Beschwerde 
berufene Behörde habe keine Amtspflichten der Klägerin gegen­
über gehabt» Sollte die Klägerin das Musikzimmer gemietet ha­
ben, so wäre sie in ihren Rechten durch die Belegung des Bal­
konzimmers nicht berührt worden. Sie müsse sich an die Ver­
mieterin halten, sie habe es unterlassen, nach ihrer Rückkehr 
nach beim Wohnungsamt alsbald die Zu­
weisung eines neuen Zimmers zu beantragen; spätere Angebote 
habe sie zu Unrecht ausgeschlagen. Mit der Aufhebung des 
Mietverhältnisses der Zeugin im Frühjahr 1952 wäre
auf alle Fälle auch ein'etwaiges Wohnrecht der Klägerin als 
Untermieterin erloschen* Auch die Höhe der angeblichen Mehr­
aufwendungen bestreitet der Beklagte.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru- 
xungsgericht hat den Anspruch dem Grunde nach für gerecht­
fertigt erklärt. Mit der Revision erstrebt der Beklagte Wie-
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derherstellung des landgerichtlichen Urteils o Die Klägerin 
bittet um Zurückweisung der Revision»

Entscheidungsjqim dej

Das Berufungsgericht hat angenommen, daß der Beklagte 
für etwaige Amtspflichtverletzungen seitens der Beamten des 
Gemeindewohnungsamtes Garmisch-Partenkirchen nicht einzuste- 
hen habe» Den geltend gemachten Anspruch hat es aber deshalb 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt, weil die Beamten der 
Regierung vor der Beschwerdeentscheidung den Sachverhalt 
schuldhaft nicht genügend aufgeklärt hätte'n und bei einem 
pflichtmäßigen Vorgehen die Klägerin nach ihrer Rückkehr 
nach 001 15« September 1950 wieder ihr
Zimmer bei der Zeugin ein Ersatzzimmer gehabt
hätte•

I.

1«) Mit ihrer sachlichrechtlichen Rüge, daß die Be­
amten der Regierung der Klägerin gegenüber keine Amtspflich­
ten gehabt hätten, weil an dem Beschwerdeverfahren nur die . 
Wohnungseigentümerin beteiligt gewesen sei, kann die Revi­
sion keinen Erfolg haben. Nach der Beschwerdebegründung 
ging es bei dem streitigen Raum um das Zimmer, das die Klä­
gerin angeblich gemietet hatte« Gerade deshalb, weil dieses 
MietVerhältnis durch die zeitweilige Tätigkeit der Kläge­
rin in Oberammergau nicht berührt worden sei, wurde von der 
Beschwerdeführerin die Neuerfassung des Zimmers und seine 
Zuweisung an B f l P a l s  gesetzwidrig bezeichnet« Durch die 
Beschwordeentscheidung wurde bei diesem Sachverhalt nicht 
nur das Interesse der Wohnungsinhaberin, sondern unmittel­
bar auch das angebliche Besitz- und Wohnrecht der Klägerin 
berührt; schon aus diesem Grunde oblag die Pflicht zu einer



ordnungsmäßigen Behandlung der Beschwerde den Beamten auch 
der Klägerin gegenüber« Überdies wurde in der Beschwerde 
auch noch ausdrücklich erklärt, daß sie gleichzeitig nim 
Auftrag und im Interesse” der Klägerin eingelegt werde« Da­
durch wurde den Beamten ganz deutlich gemacht, daß sie auch 
die durch die Wohnraumbewirtschaftungsgesetzgebung geschütz­
ten Interessen der Klägerin wahrzunehmen hatten.

2«) Die Amtspflichtverletzung der Beamten der Regie­
rung erblickt das Berufungsgericht darin, daß sie vor ihrer 
Entscheidung die Wohnungsinhaberin* und die Klägerin hätten 
anhören müssen, um festzustellen, ob Überhaupt ein erfaßba­
rer Wohnraum noch vorhanden gewesen sei«. Auf den Bericht des 
Kreiswohnungsamtes vom 5» Juni 1950, in welchem vsrmerkt war, 
die Klägerin habe am 26« Mai 1950 beim Wohnungsamt Garmisch- 
Partenkirchen vor Zeugen erklärt, daß sie den ihr zugewiese­
nen Raum nie bewohnt habe, sondern wenn sie in Garmisch-Par­
tenkirchen gewesen sei, stets in dem Musikzimmer geschlafen 
habe, und in den weiterhin berichtet wurde, daß die Wohnungs­
inhaberin das Balkonzimmer an ”BeSatzungssoldaten mit ihren 
Mädchen” vermiete, hätten sich die Beamten nicht stützen dür­
fen, weil die angeblichen Erklärungen der Klägerin vor dem 
Wohnungsamt ”in einem ohne weiteres auffallenden Gegensatz 
zu dem Beschwerdeschriftsatz” und der dem Beschwerdeschrift- 
satz beigefügten Bescheinigung der Klägerin, daß sie nach wie 
vor auf ihr Zimmer bei- der Beschwerdeführerin Wert lege, ge­
standen hätten«

Auch bei dieser Annahme ist dem Berufungsgericht ein 
Rechtsirrtum nicht vorzuwerfen« Die zur Entscheidung über 
eine Beschwerde zuständige Behörde hat ihre Entscheidung auf 
Grund einer oigenen Würdigung des Sachverhalts nach seiner 
tatsächlichen und rechtlichen Seite hin zu treffen« Bei sich



widersprechenden Erklärungen mehrerer Personen ist es des­
halb Aufgabe der Behörde, eine Aufklärung zu versuchen und 
bei Fortbestand des Widerspru'chs zu ermitteln, .welcher Dar­
stellung Glauben zu schenken ist. Darüber* haben sich die Be­
amten der Regierung hinweggesetzt und damit ihre Amtspflich­
ten verletzt,

Hit Recht führt das Berufungsgericht aus, daß die An­
sicht des Beklagten, den Beamten könnte aber keinesfalls ein 
Schuldvorv/urf gemacht werden, weil auch das Verwaltungsge­
richt nach erfolgter Beweisaufnahme zu dem gleichen Ergeb­
nis gekommen sei, nämlich zu dem Ergebnis, daß der erfaßte 
Raum frei gewesen sei, nicht zu billigen ist. Vas den Beam­
ten vorzuwerfen ist, das ist eine mangelhafte Sachaufklärung« 
Ob auch bei Durchführung der gebotenen weiteren Ermittlungen 
das Ergebnis das gleiche gewesen wäre, betrifft die Frage der 
Ursächlichkeit der pflichtwidrigen Unterlassung ftir den spä­
teren Schaden, hat aber mit dem Verschulden bezüglich des 
mangelhaften Verfahrens -nichts zu tun. Das Verwaltungsge­
richt hat eine weitere Sachaufklärung vorgenommen, während 
die Beamten der Regierung das nicht getan haben.

♦

II.

Der Revision ist jedoch zuzugestehen', daß das ange- 
fochtene Urteil aus folgenden Gründen fehlerhaft ist:

1.) Für die Frage, ob der Klägerin durch die Er-* 
fassung und anderweitige Belegung des Balkonzimmers ein 
Schaden entstanden ist, ist von wesentlicher Bedeutung die 
Tatfrage, ob sie dieses Zimmer Überhaupt gemietet hatte.
Das hat schon das Landgericht richtig erkannt. Venn es in 
Wirklichkeit so war, daß die Klägerin, wenn überhaupt einen 
Raum, ‘so nur das sog. Musikzimmer gemietet hatte, wovon der
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Verwaltungsgerichtshof und das Landgericht ausgegangen sind, 
denn wäre ihr Mietrecht, rechtlich gesehen, durch die Bele­
gung eines anderen Zimmers überhaupt nicht berührt worden; 
auch unter tatsächlichen Gesichtspunkten könnte man niqht 
sagen, daß ein Wiedereinzug in das Musikzimmer am 15« Sep­
tember 1950 unmöglich geworden sei; die Klägerin hat wieder­
holt nach den beigezogenen Verwaltungs- und Verwaltungs-

♦

gerichtsakten, deren Inhalt auch zum Gegenstand der mündli­
chen Verhandlung vor dem Berufungsgericht gemacht worden ist, 
erklärt, daß in der Zeit vom 13« März bis 8» Mai 1950 das Bai- 
lconzimmer an Tagesgäste vermietet worden sei und sie dann in ^  
dem Musikzimmer oder zusammen mit der Wohnungsinhaberin in 
der Küche geschlafen habe, und daß auch der Musikunterricht 
seitens der Zeugin K f l H l  nicht behindert worden sei, weil 
sie mit ihr vereinbart habe, daß sie für diese Zweoke das 
Musikzimmer auch bei Fortbestand.des Mietrechts der Klägerin 
benutzen könne.

Die Bedeutung dieser Frage hat auch das Berufungsge­
richt nicht verkannt. Es ist ihm darin beizutreten, daß die 
ordentlichen Gerichte an die vom VerwaltungBgerichtshof ver­
tretene Auffassung über den gemieteten Baum* nicht gebunden 
sind, sondern in eigener Zuständigkeit die hier aufgeworfene £  
Tatfrage zu klären haben, Bas Berufungsgericht hat aber bei 
seiner Bev/eiswürdigung die Vorschrift des § 286 ZPO verletzt, 
so daß die diesbezügliche Büge der Bevision Erfolg haben muß«

Bas Berufungsgericht hat mit Becht auch die Aussage 
der Klägerin vor dem Verwaltungsgericht mit in Betracht ge- . 
zogen; denn bei der Entscheidung der hier behandelten, zwi­
schen den Parteien streitigen Tatfrage ist das Gesamtergeb­
nis der Bev/eisaufnähme und der mündlichen Verhandlung zu 
würdigen, Biese Aussage der Klägerin vom 23« September 1950



hat aber das Berufungsgericht zum Teil offensichtlich unrich­
tig wiedergegeben, zu einem anderen Teil in entscheidenden 
Punkten überhaupt nicht gewürdigt* Venn das Berufungsgericht 
ausführt, die Klägerin habe ”das Balkonzimmer bis zu ihrer 
Abreise vom 8 *. Mai 1950, wenn auch mit Unterbrechungen, be­
wohnt”, so widerspricht dies offensichtlich der ursprüngli­
chen Aussage der Klägerin; denn vor dem Verwaltungsgericht 
hat sie erklärt: ”Ich habe nur hin und wieder in dem Zimmerß
von RflflBI geschlafen..... Ich habe in der Zeit vom 13«3«
- 8.5* in der Küche 3 - 4  mal-, im Bfm^-Zimmer vielleicht 
4 - 5  mal und die übrige Zeit im Musikzimmer geschlafen”. 
Gänzlich unberücksichtigt ist dio damalige Aussage der Klä­
gerin, daß sic mit der Wohnungeinhaberin vereinbart habe, für 
jede Nacht in dem Balkonzimmer oder Musikzimmer 1 BI und für 
jede Nacht in der Küche -,50 BI zu zahlen, und daß ‘sie dies 
getan habe, weil sie sonst für das Balkonzimmer 50 IM monat­
lich hätte zahlen müssen* Unberücksichtigt ist auch die da­
malige Angabe der Klägerin, daß sie in der ganzen Zeit vom 
15» März bis zum 8* Mai 1950 etwa 40 bis 50 BI an die Ver­
mieterin gezahlt habe, während die im Berufungsverfahren 
vernommene und vom Berufungsgericht für glaubwürdig gehalte­
ne Zeugin erklärt hat, die Klägerin habe ”an Miete^
monatlich 40 oder 45 BI regelmäßig bezahlt”. Bas sind Wider­
sprüche, die der Tatrichter aufklären muß, bevor er gemäß 

. § 286 ZPO über die Richtigkeit oder Unrichtigkeit einer 
tatsächlichen Behauptung entscheiden kann. äberhaupt wird 
das Berufungsgei'icht die wechselnden Angaben der Klägerin 
und der Wohnungsinhaberin zu beachten und zu begründen ha­
ben, warum den jetzigen Bekundungen der Wohnungsinhaberin 
und den Behauptungen der Klägerin gegenüber den früheren 
Barstellungen der Klägerin der Vorzug zu geben ist« Im all­
gemeinen kann man davon ausgehen, daß das Gedächtnis im 
Verlaufe mehrerer Jahre nicht zuverlässiger wird*



2.) Das Berufungsgericht hat angenommen, bei einer 
pflichtgemäßen Aufklärung des Sachverhalts hätte die Regie­
rung "die volle Belegung der Wohnung feststellen und demge­
mäß die Verfügungen deß Gemeindewohnungsamtes zugunsten 
Reindls aufheben und die Folgen der fehlerhaften Verwal- 
tungsakto beseitigen, also für die Umquartierung Reindls 
oder die umgehende Zuweisung eines entsprechenden möblier­
ten Ersatzrauines an Rita G f M H P s o r g e n  und daß
für all dies der Zeitraum bis zur Rückkehr der Klägerin am 
15o September 1950 ausgereicht hätte.

Die Revision wendet sich gegen diese die Frage der 
Ursächlichkeit der pflichtwidrigen Unterlassung für den 
angeblichen Schaden der Klägerin betreffenden Ausführungen 
mit der Rüge, das Berufungsgericht habe übersehen, daß 
durch die Zuweisung des Zimmers an R ( M B l  ein begünstigender 
Verwaltungsakt erlassen worden sei, und macht geltend, daß 
nach der Lebenserfahrung davon auszugehen sei, daß RflHHl 
gegen eine ihm ungünstige Beschwerde ent Scheidung Klage vor 
den Verwaltungogerichten erhoben haben würde, über die 
nicht vor Auflösung des Hauptmiet Verhältnisses, die im 
Frühjahr 1952 erfolgt ist, entschieden worden wäre. Damit 
kann die Revision aber keinen Erfolg haben. Sie rügt nicht, 
daß das Berufungsgericht eine Behauptung des Beklagten des 
Inhalts, daß RflHfc die Verwaltungsgerichte angerufen haben 
würde, übergangen hätte. Von einer allgemeinen Lebenserfah­
rung des Inhalts, daß jeder alle Rechtswege erschöpft, be­
vor er sich der Entscheidung einer höheren Verwaltungsbe­
hörde fügt, kann aber nicht ausgegangen werden. Im übrigen 
stützt das Berufungsgericht seine Annahme, daß bei einer 
pflichtmäßigen Aufklärung des Sachverhalts der angebliohe 
Schaden der Klägerin vermieden worden wäre, auch darauf, 
daß bei einem Fortbestand der Belegung des Zimmers durch
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Kfl^llder Klägerin ein Ersatzraum hätte angewiesen werden 
können« Baß die Möglichkeit hierzu bestand, bestreitet der 
Beklagte nicht, vielmehr macht er in einem anderen Zusammen 
hang selber geltend, daß eine solche-Möglichkeit bestanden 
habe und von der Klägerin schuldhaft nicht ergriffen worden 
sei«

Die Präge der Ursächlichkeit ist aber, wie der Revi­
sion zuzugestehen ist, vom Berufungsgericht aus folgenden 
Gründen nicht rechtsirrtumsfrei' behandelt worden« Mas die 
Regierung ''richtigerweise11 hätte tun müssen, das hängt da­
von ab, welchen Sachverhalt sie bei einer pflichtgemäßen 
Aufklärung ermittelt haben würde« Es ist zwar bei der Prü­
fung der Ursächlichkeit davon auszugehen, daß die Regierung 
richtig entschieden haben würde, jedoch kann sich dies nur 
auf die Richtigkeit ihrer Sachentscheidung beziehen«‘Hin­
sichtlich der tatsächlichen Unterlagen für ihre Sachent- ' 
Scheidung sind aber Behörden ebenso wie Gerichte auf das 
Vorbringen der Parteien und die Bekundungen der Zeugen an-' 
gewiesen« Eeshalb muß vorweg festgestellt werden, wie das 
Ergebnis einer Anhörung der Klägerin und der Wohnungsinha­
berin durch die Regierung gewesen wäre« Die Revision macht 
mit Recht geltend, daß die Behauptung des Beklagten, die • 
Klägerin würde vor der Regierung nichts anderes als später 
vor dem Verwaltungsgericht ausgesagt haben, nicht übergan­
gen werden darf« Baß die Regierung bei Erschöpfung sämtli­
cher Möglichkeiten zu dem Ergebnis, zu dem jetzt das Beru­
fungsgericht gekommen ist, nämlich daß das Balkonzimmer 
von der Klägerin gemietet worden sei, hätte gelangen müssen, 
läßt sich schon deshalb nicht sagen, weil auch die diesbe­
zügliche Feststellung des Berufungsgerichts nicht verfah­
rensrechtlich einwandfrei zustande gekommen ist» Außerdem 
muß berücksichtigt werden, daß die Verwaltungsgerichte, 
die sich schon eher mit der Sache befaßt haben, zu anderen
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Ergebnissen als das Berufungsgericht gekommen sind, und zwar 
nicht deshalb, weil sie Möglichkeiten zur Aufklärung nicht 
genutzt hätten, die das Berufungsgericht ausgewertet hat, 
sondern obwohl sie mehr Zeugen als das Berufungsgericht an­
gehört haben«

Entscheidend wird sein, was die Klägerin bei einer 
von der Regierung veranlaß ten Vernehmung ausgesagt hätte«
Bas muß das Berufungsgericht feststellen, bevor es entschei­
den kann, wie die Regierung in der Sache selbst richtiger­
weise hätte vergehen müssen« Sollte sich ergeben, daß die 
Klägerin im wesentlichen das ausgesagt haben würde, was sie 
vor dem Verwaltungsgericht am 25« September 1950. bekundet 
hat, so wird in rechtlicher Hinsicht zu beachten sein, daß 
ein Mietverhältnis hinsichtlich einer Sache nur dann vor­
liegt , wenn für den Gebrauch dieser Sache ein entsprechen­
des Entgelt zu zahlen ist« Wenn die Klägerin aber nicht ver­
pflichtet war, für dieses oder jenes Zimmer einen Mietpreis 
zu zahlen, sondern nur von Rächt zu Rächt einen bestimmten 
Betrag zu entrichten hatte, so muß geprüft werden, ob dann 
noch überhaupt von einer bestimmten Zimmermiete gesprochen 
werden kann, oder ob nicht die Ansicht des Vfrwaltungsge- 
richts, daß nur ein allgemeiner Beherbungsvertrag Vorgele­
gen habe, zu billigen ist«

3«) Soweit die Bauer einer etwaigen Schadensersatz­
berechtigung der Klägerin in Betracht kommt, hat das Beru­
fungsgericht angenommen, daß die Aufhebung des Hauptmiet­
verhältnisses der Zeugin K f l H H i  im Frühjahr 1952 trotz 
der Vorschrift des § 556 Abs« 3 BGB. nicht von Bedeutung 
sei, weil nicht nachweisbar sei, daß für die Klägerin nicht 
durch einen neuen Akt des Wohnungsamtes ein Wohnrecht be­
gründet worden wäre« Bie Revision rügt insoweit mit Recht 
eine Verletzung der Vorschrift des § 139 ZPO.



, Der Beklagte hat sich auch darauf berufen, daß ein 
etwaiges Mietrecht der Klägerin auf jeden Fall mit der Auf­
hebung des Hauptmietverhältnisses sein Ende gefunden haben 
würde* Bas ist in der Tat auch so naheliegend, daß Anhalts­
punkte dafür vor liegen müßten, daß ein Wohnrecht der Kläge­
rin neu begründet worden wäre, wenn man die gesetzlichen 
Folgen aus § 556 BGB nicht zugrunde legen will«' Bie Revi­
sion führt an, daß bei einer näheren Erörterung dieser Fra­
ge der Beklagte unter Berufung auf das Zeugnis des Haus­
eigentümers und bestimmter Beamten des Wohnungsamtes behaup­
tet haben würde, daß eine niet- und wohnungsrechtliche Mög­
lichkeit, die Klägerin noch weiterhin in dem Zimmer zu be­
lassen, gar nicht bestanden habe« Bas ist ein erhebliches 
Vorbringen, dem der Tatrichter Beachtung schenken muß«

i

4») Die Frage r ob die Klägerin ein ' Mit verschulden 
treffe, weil sie sich nicht um ein gleichwertiges Ersatz- 
zimner genügend bemiht, ja sogar Angebote des Wohnungsam­
tes ausgcochlagen habe, will das Berufungsgericht dem Be­
trags verfahren zur Prüfung überlassen, weil sich ein der­
artiges Uitverschulden nur schadenomindernd hätte auswir­
ken können; der Beklagte habe nämlich nicht behauptet, daß 
ein enteprGehender Ersatzraum der Klägerin bereits mit Wir­
kung vom 15« September 1950 an zur Verfügung gestellt wor­
den sei« *

Auch die hiergegen gerichteten Rügen der Revision 
sind begründet« Sachlichrechtlich geht das Berufungsge­
richt von der irrigen Vorstellung aus, daß von einem Hit- 
verschuldon nur dann gesprochen werden könnte, wenn das 
Wohnungsamt bereits ab 15» September 1950 der Klägerin 
ein Zimmer angeboten hätte. Bas Wohnungsamt hatte nach 
dem Parteivortrag von dem Tag der Rückkehr der Klägerin 
aber überhaupt keine Kenntnis•’ Eb wäre deshalb Pflicht der
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Klägerin gewesen, sich alsbald an das Wohnungsamt zu wenden, 
ihm mitzuteilen, daß sie bei der Zeugin nicht mehr
Unterkommen könne?und um die Zuweisung eines neuen Zimmers 
zu bitten« Baß auch bei Beachtung dieses Gesichtspunktes 
sich ein etwaiges Mitverschulden der Klägerin nur schadens­
mindernd auswirken würde, sagt das Berufungsgericht nicht« 
Vielmehr bezieht sich seine diesbezügliche Ansicht lediglioh 
darauf, daß ein Mitverschulden nur von einem nach dem 15« 
September 1950.liegenden späteren Zeitpunkt ab in Betracht 
kommen könnte« Ber Revision ist daher zuzugestehen, daß 
nicht auszuschlicßen sei, daß jedenfalls der im Vordergrund 
stehende Ersatzanspruch für Mehraufwand an Miete und Lebens­
unterhalt auch von vornherein entfallen könnte, und daß des­
halb diese Präge nicht ohne weiteres dem Betragsverfahren, 
zur Prüfung überlassen bleiben darf. Bei den Umzugskosten 
mag es sein, daß sie auch bei einer rechtzeitigen Meldung 
entstanden wären; da sie aber nur einen ganz kleinen Betrag 
des Klageanspruchs ausmachen, erscheint es nicht gerechtfer­
tigt, die ganze Präge des Mitverschuldens dem Betragsverfäh­
ren zu übetflassen.

Bach alledem war auf die Revision des «Beklagten das 
angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten
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Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück- 
• zuverweisen« Dem Berufungsgericht wird auch die Entscheidung 
über die Kosten der Revision überlassen« * j

i

Dr* Geiger Dr. Bagendarm Dr. Weber
Wolany Br« Hußla
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